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Brände in Tierhaltungen

Viel mehr als ein Problem 
des Brandschutzes

(Coswig/Berlin/München/Belm/kap) – Bei 
einem Stallbrand in Coswig sind zuletzt 20.000 
Schweine verendet. Doch handelt es sich dabei 
»nur« um ein Brandschutzproblem oder versagt 

vielmehr ein ganzes System? Welche Rolle 
spielen die Medien? Tierschützerin Samara 

Eckardt sieht auch die Gesellschaft in der Ver-
antwortung.

In der Nacht zum 15. Juli sind in einer Schweinehaltung in 
Coswig 20.000 Schweine bei einem Stallbrand verendet. Es 
ist nicht der erste und sicher auch nicht der letzte tödliche 
Stallbrand in Deutschland. Laut PETA wurden allein 2026 
bundesweit bereits 25 Stallbrände bekannt, bei denen Tiere 
starben. 
Nach dem Großbrand in Coswig werden erneut Forderun-
gen nach einer Verbesserung des Brandschutzes in Tier-
haltungen laut. Allerdings wurde das bereits nach dem 
Brand 2021 in »Europas größter Schweinezuchtanlage« in 
Alt Tellin gefordert und politisch angekündigt – dort fanden 
50.000 Schweine in den Flammen den Tod. Damals wurde 
eine ad hoc Arbeitsgruppe durch die Agrarministerkonferenz 
ins Leben gerufen, um mögliche Maßnahmen zu erarbei-
ten. Insbesondere in den Bereichen bauliche Konzeption, 
technische Ausstattung (Brandmeldeanlagen, automatische 



Löschanlagen) und 
Betriebsmanage-
ment (Havariekon-
zept, Notfallpläne) 
sah die Arbeits-
gruppe Verbesse-
rungsbedarf. Die 
Bundesregierung 
kündigte im Mai 
2023 an, die tier-
schutzrechtlichen 
Regelungen anzu-
passen, um den 
Brandschutz in der 
Tierhaltung zu verbessern. Wie so vieles im Tierschutz fiel 
auch dieses Vorhaben dem Bruch der Ampel-Koalition zum 
Opfer und verschwand in einer Schreibtischschublade. Wie 
steht es also aktuell um den Brandschutz in deutschen Tier-
haltungen?

Kein neues Problem
Brände in Tierhaltung sind kein neues Problem – gebrannt 
hat es schon immer. Durch Stroh, Einstreu und gelagerte 
Futtermittel ist die Brandlast hoch, elektrische Anlagen wer-
den in feuchter Umgebung betrieben, viele Tiere werden auf 
engstem Raum gehalten und insbesondere nachts erfolgt 
keine Kontrolle der Haltung – all das führt zu einem hohen 
Brandrisiko. Aufgrund von Staub und Feuchtigkeit funktio-
nieren handelsübliche Brandmelder häufig nicht zuverlässig. 
Beim DVG-Tierschutzkongress in München hielt Dr. Florian 
Diehl von der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf 2023 
einen Vortrag zum Thema Stallbrände. Laut ihm steigt durch 
den betrieblichen Strukturwandel (weniger große Betriebe 

In Deutschland sterben jährlich tausende 
Tiere bei Bränden in konventionellen Tier-
haltungen. 
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mit hohen Tierzahlen) das Schadenspotenzial. Bei sukzes-
sive gewachsenen Betrieben fehlen häufig Brandabschnitts-
unterteilungen, die eine Ausbreitung bei Bränden verhindern 
könnten. Ausgesiedelte Betriebe haben lange Anfahrtswege, 
oft ist kein Löschwasser unmittelbar verfügbar. Außerdem 
sind vermehrt technische Anlagen in Betrieb, die wiederum 
häufig ursächlich für Brände sind. Hinzu kommt, dass Tiere 
sich nur bedingt selbst retten, auch wenn sie Zugang ins 
Freie haben. »Von Rindern ist bekannt, dass sie auch bei 
geöffneten Stalltoren unter Umständen nicht fliehen, weil sie 
vor Einsatzkräften, Fahrzeugen, Sirenen und Warnlichtern 
zurückweichen«, so Diehl. 
Die Tierärztliche Vereinigung für Tierschutz (TVT) veröffent-
lichte 2022 eine Stellungnahme zum Brandschutz in Stall-
anlagen. Betont wurde auch hier, dass die Rettung auf die 
jeweilige Wahrnehmung der Tierart angepasst werden muss. 
Insbesondere wenn die Tiere keine Außenreize gewohnt 
sind, sind sie im Brandfall schwierig auszutreiben. Die tier-
artspezifische Ausbildung der Feuerwehren sei da essen-
ziell. Die TVT schlug einen Maßnahmenkatalog vor, unter 
anderem: bundeseinheitliche Brandstatistik zu Bränden in 
Tierhaltungen, Fortbildung der Feuerwehren, betriebliche 
HACCP-Konzepte, Schaffung einer gesetzlichen Grundlage 
für die Verpflichtung zur geeigneten Brandfrüherkennung 
und Förderung von Forschungsprojekten zu Tierhaltungs-
bränden. »Das tierschutzrelevante Thema Brandschutz in 
landwirtschaftlichen Betrieben muss multilateral von allen 
Beteiligten der Politik, der Genehmigungs- und Kontrollbe-
hörden, der Einsatzkräfte und der Landwirtschaft bearbeitet 
werden.  
Der Erhalt des Status quo ist weder tierschutzrechtlich noch 
brandschutzrechtlich tragbar«, so die TVT. Doch was ist der 
Staus quo?



Datenlage nicht existent
Eine bundesweit einheitliche Datenerfassung zu Stall-
bränden gibt es nicht – weder für die Ursache noch für die 
Anzahl an verendeten Tieren. Dabei hatte der deutsche 
Feuerwehrverband bereits 1985 angekündigt, dass eine 
bundesweit einheitliche Brandstatistik in Vorbereitung ist. 
Stattdessen gibt es einen Flickenteppich an Daten von Po-
lizei, Feuerwehr, Versicherungen und Ämtern, die weder re-
präsentativ noch vergleichbar sind. Genaue Aussagen zur 
Anzahl an Bränden mit Tierverlusten gibt es demnach nicht. 
Der Deutsche Tierschutzbund spricht 2023 in einer Pres-
semitteilung von 5000 Bränden pro Jahr – durchschnittlich 
14 pro Tag. PETA berichtet im Januar dieses Jahres von 
über 700.000 toten Tieren im Jahr 2025 durch Stallbrände in 
Deutschland, Österreich und der Schweiz.
Im März 2026 umriss der Bundestag in einer Drucksache 
den Status quo zu »Brandereignissen in Tierhaltungsbe-
trieben« und zitierte insbesondere die Forschungsstelle für 
Brandschutz des Karlsruher Instituts für Technologie. Ur-
sächlich für die Brände sind demnach häufig technische 
Defekte insbesondere von elektrischen Anlagen. Häufig 
mangle es an ausreichend dimensionierten Fluchtwegen 
und Brandschutztechnik. Je nach Tierart unterscheidet sich 
zudem das Panik-/Fluchtverhalten, manche sind in Anbinde-
haltung fixiert, andere, beispielsweise Puten, sind schlicht 
zu schwer, um zu fliehen. Dem Bundestag ist die Proble-
matik also durchaus bekannt, es wird aber betont, dass das 
Bauordnungsrecht einschließlich vorbeugender Brandschutz 
Ländersache ist. 
Die Musterbauordnung gilt zwar bundesweit, aber auch 
grundsätzlich für alle Gebäude und ist daher sehr allgemein 
gehalten. Hier heißt es nur, dass Gebäude grundsätzlich so 
gestaltet sein müssen, dass der Entstehung und Ausbrei-



tung von Bränden vorgebeugt wird und bei einem Brand die 
Rettung von Menschen und Tieren möglich sein muss. Ob 
die Rettungshandlung schlicht möglich oder ob sie erfolg-
reich sein muss, ist juristisch unklar. 
Darüberhinausgehende konkrete Anforderungen an Ge-
bäude werden in den jeweiligen Landesbauordnungen ge-
regelt – Details zu Tierhaltungen sucht man vergeblich. Nur 
Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern haben 
separate konkrete Richtlinien über bauaufsichtliche Anforde-
rungen an den Brandschutz in Tierhaltungsanlagen festge-
legt.
Weil Brandschutz Ländersache ist, könne der Bund nicht 
umfassende brandschutzrechtliche Bauvorschriften für Stall-
gebäude erlassen. Über die Ermächtigungsgrundlage im 
Tierschutzgesetz (siehe Kasten) könnte der Brandschutz 
in Tierhaltungen aber in die Tierschutznutztierhaltung im-
plementiert werden. Das wurde auch angekündigt, bisher 
aber nicht umgesetzt. Aktuell steht dort nur, dass Haltungs-
einrichtungen so gestaltet werden müssen, dass eine Ge-
sundheitsgefährdung der Tiere so sicher ausgeschlossen 
werden muss, wie das nach dem Stand der Technik möglich 
ist. Stand der Technik heißt, es muss technisch machbar 
und wirtschaftlich vertretbar sein. Und genau hier setzen 
die Landwirtschaftsvertreter an: an der Unwirtschaftlichkeit 
technischer Verbesserungen. 

»Brandschutz ist unwirtschaftlich«
Nach dem Brand in Alt Tellin 2021 kündigte Mecklenburg-
Vorpommerns Landwirtschaftsminister Dr. Till Backhaus 
eine neue Brandschutzverordnung an und ging sogar so 
weit zu sagen, »dass industrielle Tierhaltungen wie Alt Tellin 
nicht in unser Land und nicht in diese Zeit passen«. Er for-
derte außerdem, zu prüfen, »ob eine Größenbeschränkung 



von Tierhaltungsanlagen als wesentliche Maßnahme des 
Tier- und Seuchenschutzes wettbewerbsneutral eingeführt 
werden kann«. Dies fand allerdings bund- und länderüber-
greifend keine Unterstützung. Der damalige Vorschlag der 
Landesregierung, bundesweite Mindeststandards für den 
Brandschutz in Tierhaltungsanlagen zu verankern, wurde 
von den anderen Bundesländern abgelehnt. »Es wurde 
darauf verwiesen, dass mit den Regelungen in der Muster-
bauordnung der Brandschutz in Tierhaltungsanlagen hin-
reichend gewährleistet wird«, so die Antwort der Landesre-
gierung Mecklenburg-Vorpommerns auf eine kleine Abfrage 
von Bündnis 90/Die Grünen im April 2023. Die Interessenge-
meinschaft der Schweinehalter Deutschlands e. V. reagierte 
prompt: »Pauschale und überzogene ordnungsrechtliche 
Keulen, die am Ende jegliche Entwicklung in den Ställen 
verhindern, sind aber von Nachteil der Tiere und der Tierhal-
ter.« Umfragen hätten zudem gezeigt, »dass die Summe der 
Auflagen ein Hauptausstiegsgrund ist – und allein im ver-
gangenen Jahr haben dramatische 10 % der schweinehal-
tenden Betriebe die Schweinehaltung aufgegeben.«
In Niedersachsen befindet sich aktuell ein Entwurf für 
Brandschutzrichtlinien in Tierhaltungen in der Verbändebe-
teiligung, genaue Inhalte sind bisher öffentlich nicht bekannt. 
Der Präsident des Landesbauernverbands Niedersachsen, 
Holger Hennies, sieht damit aber »die Zukunft der Nutz-
tierhaltung« gefährdet. Kostenexplosionen seien die Folge, 
ganz zu schweigen vom verfehlten Bürokratieabbau, der die 
Landwirte ohnehin zermürbe. Er sprach von »untragbaren 
Belastungen« und prophezeite, dass, sollten diese Vorga-
ben kommen, viele Landwirte die Tierhaltung zukünftig auf-
geben werden – das Totschlagargument, das immer dann 
auf den Tisch zu kommen scheint, wenn Änderungen in 
der Nutztierhaltung aufkommen. Begründet, erläutert oder 



gar durch Zahlen hinterlegt wird dieses Argument nicht. Der 
Verband betonte, dass bereits heute hohe Brandschutzstan-
dards gelten würden. Eine direkte Alarmierung der Feuer-
wehr durch Brandmeldeanlagen lehnte man ab, dies sei 
unverhältnismäßig, teuer und störanfällig. Eine Güterab-
wägung, die die Unverhältnismäßigkeit darstellt, wird nicht 
geliefert. Auf den Stellenwert wirtschaftlicher Gründe im Ver-
hältnis zum Schutz des Lebens sind wir bereits eingegan-
gen (VETimpulse 20/2025).  
Zur Erinnerung: wirtschaftliche Gründe stellen keinen ver-
nünftigen Grund im Sinne des Tierschutzgesetzes dar – in 
anderen Worten: Geld kann kein Argument dafür sein, das 
Leben Tausender Tiere zu gefährden und das obwohl be-
kannt ist, dass Tierhaltungen ein enormes Brandrisiko ber-
gen, im Zweifel mehrere Tausend Tiere sterben und der 
technische Stand das Risiko verringern kann. 

Öffentliche Wahrnehmung
Die Journalistin und Tierschützerin Samara Eckardt, Ge-
schäftsführerin der Team Tierschutz gGmbH, kritisiert die 
Berichterstattung über den Brand in Coswig stark. Sie sieht 
den »Sprachgebrauch vieler Medien [als] Ausdruck einer 
gesellschaftlichen Normalisierung von Tierausbeutung […]. 
Wären 20.000 Hunde oder Katzen in einem Gebäude ver-
brannt, würde die Berichterstattung vermutlich völlig anders 
aussehen. Das zeigt, dass wir das Leid von Tieren nicht 
nach ihrer Empfindungsfähigkeit bewerten, sondern nach 
ihrem gesellschaftlichen Nutzen.« In vielen Berichterstat-
tungen war die Rede davon, dass einige Tiere »gerettet und 
in Sicherheit gebracht« wurden. Dass die Tiere lediglich in 
andere Haltungen verbracht und letztlich höchstwahrschein-
lich geschlachtet werden, wird nicht eingeordnet. »Das ist 
keine Rettung, sondern eine Verlagerung ihres Schicksals. 



Sprache prägt unser Denken und wenn wir solche Begriffe 
unkritisch übernehmen, verschleiern wir die Realität«, meint 
Eckardt. Allerdings greift für die Tierschützerin eine Debatte 
über Brandschutz in Tierhaltungen zu kurz, sie kritisiert viel-
mehr die grundsätzliche Haltung. Ihrer Meinung nach gibt es 
für derart dimensionierte Tierhaltung kein Konzept, das die 
Rettung aller Tiere ermöglicht. »Für mich ist deshalb die ent-
scheidende Frage nicht nur, wie der Brandschutz verbessert 
werden kann, sondern wie ein Haltungssystem überhaupt 
ethisch vertretbar sein soll, das Tiere in eine Situation bringt, 
in der ihre Rettung im Ernstfall nahezu ausgeschlossen ist. 
Wenn wir Ställe bauen, aus denen Tausende Lebewesen 
im Brandfall nicht entkommen können, dann offenbart das 
ein grundlegendes Problem des Systems – nicht nur des 
Brandschutzes. Wenn ein System nur wirtschaftlich funktio-
nieren kann, indem grundlegende Sicherheitsstandards für 
fühlende Lebewesen nicht umgesetzt werden, dann sollte 
nicht der Brandschutz infrage gestellt werden, sondern das 
System selbst«, so Eckardt. Besonders erschreckend findet 
sie, dass Brände in Tierhaltungen nicht bundesweit syste-
matisch erfasst werden, denn das zeigt ihrer Meinung nach, 
»welchen Stellenwert diese Tiere in unserer Gesellschaft 
haben. Was nicht gezählt wird, bleibt unsichtbar und was 
unsichtbar bleibt, gerät auch politisch leicht in Vergessen-
heit.«
Das »Nutztiere« in der Gesellschaft nicht denselben Wert 
wie Haustiere zu haben scheinen, wird auch in diversen 
Kommentarspalten zur Berichterstattung des Brandes in 
Coswig deutlich. Die Soko Tierschutz veröffentlichte in ei-
nem Instagram-Beitrag einige davon. Darunter »Barbecue 
extrem«, »Morgen bei Aldi: smoked pork« oder »Sind die 
gut durchgebraten oder schon schwarz?«. Laut Eckardt ver-
deutlichen solche Reaktionen, wie sehr wir Tiere entindivi-



dualisiert haben. »Schweine empfinden Angst, Schmerz und 
Todesfurcht genauso wie Hunde oder Katzen. Der einzige 
Unterschied besteht darin, welchen Platz wir ihnen gesell-
schaftlich zuweisen.«
Wie so oft scheint es am Ende wieder einmal ein gesamtge-
sellschaftliches Problem zu sein: Solange die Bevölkerung 
duldet, dass eine große Anzahl an Tieren in Gebäuden ge-
halten werden – zudem teilweise an Ort und Stelle fixiert 
(Anbindehaltung, Kastenstand) – wird immer die Möglichkeit 
bestehen, dass bei einem Brand Hunderte oder Tausende 
Tiere verenden, denn eine hundertprozentige Sicherheit 
gibt es nicht. So lange der Aufschrei nach Wirtschaftlichkeit, 
»Bauernsterben« und »Bürokratieabbau« weiterhin höher 
wiegt als das Leben von Tieren, werden Schlagzeilen wie 
»Ihre Todesschreie waren Hunderte Meter zu hören« trauri-
ger Alltag bleiben. 
Eckardts abschließende Botschaft an Tierärztinnen und Tier-
ärzte: »Sie wissen besser als die meisten Menschen, dass 
Schweine, Rinder und Hühner empfindungsfähige Indivi-
duen sind. Ich wünsche mir, dass mehr Menschen in Ihrem 
Berufsstand ihre fachliche Autorität nutzen, um Missstände 
offen anzusprechen, und zwar nicht nur bei einzelnen Ver-
stößen, sondern auch dort, wo das System von der Wur-
zel vergiftet ist. Denn Tierschutz bedeutet aus meiner Sicht 
nicht nur, Tiere medizinisch zu versorgen, sondern auch den 
Mut zu haben, Strukturen zu hinterfragen, die millionenfa-
ches Leid überhaupt erst ermöglichen.«



Tierschutzrechtliche Grundlagen

TierSchG
§ 1
Niemand darf einem Tier ohne vernünftigen Grund 
Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen.
§ 2a: Ermächtigungsgrundlage für Brandschutzvorschrif-
ten
Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
wird ermächtigt, […] soweit es zum Schutz der Tiere erfor-
derlich ist, die Anforderungen an die Haltung von Tieren 
nach § 2 näher zu bestimmen und dabei insbesondere 
Vorschriften zu erlassen über Anforderungen […]
6.
an Sicherheitsvorkehrungen im Falle technischer Störun-
gen oder im Brandfall

TierSchNutztV
§ 3: Allgemeine Anforderungen an Haltungseinrichtungen
[…] 
(2) Haltungseinrichtungen müssen
1.
nach ihrer Bauweise, den verwendeten Materialien und 
ihrem Zustand so beschaffen sein, dass eine Verletzung 
oder sonstige Gefährdung der Gesundheit der Tiere so 
sicher ausgeschlossen wird, wie dies nach dem Stand der 
Technik möglich ist;
[…]
(6) In Ställen, in denen die Lüftung von einer elektrisch 
betriebenen Anlage abhängig ist, müssen eine Ersatzvor-
richtung, die bei Ausfall der Anlage einen ausreichenden 
Luftaustausch gewährleistet, und eine Alarmanlage zur 
Meldung eines solchen Ausfalles vorhanden sein.


